
schaffen, das ist heute eine der wichtigsten Aufgaben, 
deren Lösung dazu helfen wird, die gesamte Tätigkeit 
der Volksvertretungen, insbesondere ihre Beschlüsse und 
die Organisierung ihrer Durchführung zu qualifizieren. 
Das größere Kollektiv gibt eine bessere Gewähr dafür, 
daß bei den Entscheidungen, die die örtlichen Volksver­
tretungen fällen, alle Umstände berücksichtigt werden. 
Die fehlende Kollektivität in der bisherigen Arbeit der 
Volksvertretungen war ihr größter Mangel. Dem grö­
ßeren Kollektiv wird es auch leichter sein, die gefaßten

Beschlüsse in die Massen zu tragen und ihre Durchfüh­
rung zu organisieren, denn mehr Abgeordnete werden 
jetzt unter unseren Bürgern arbeiten. Auch die Stän­
digen Kommissionen der Volksvertretungen können 
jetzt besser besetzt werden. Das alles wird dazu bei­
tragen, daß unser Staat seine organisierende Kraft ver­
stärkt, das Bewußtsein der Massen auf die Höhe der von 
uns zu lösenden Aufgaben hebt und damit ihre Tatkraft 
entwickelt. Dies ist der Weg der Stärkung unserer Ar- 
beiter-und-Bauern-Macht.

Aufgaben der Staatsanwaltschaft 
bei den Wahlen zu den örtlichen Volksvertretungen

Von BRUNO HAID, Stellvertreter des Generalstaatsanwalts der DDR

Seitdem die Volkskammer vor nun bald fünf Jahren 
das Staatsanwaltsgesetz verabschiedete, entwickelte- 
sich in der Deutschen Demokratischen Republik eine 
Staatsanwaltschaft • neuen, Leninschen Typs. Unsere 
Staatsanwälte haben aufgehört, ausschließlich Strafver­
folgungsorgan zu sein. Sie sind seitdem gesetzlich ver­
pflichtet, die Aufsicht über die Einhaltung der sozia­
listischen Gesetzlichkeit auch außerhalb des Strafver­
fahrens zu führen. Daraus ergeben sich für sie in den 
kommenden Wochen bis zum 23. Juni, dem Tag der 
Wahl, zahlreiche Aufgaben und eine große Verant­
wortung.

Im Vordergrund der Tätigkeit aller Staatsfunktio­
näre, ganz besonders der juristisch geschulten, steht 
fraglos die Erläuterung des Wahlgesetzes und des Ge­
setzes über die örtlichen Organe der Staatsmacht vom 
18. Januar 1957. Diese Aufgabe werden die Staatsan­
wälte der Kreise und Bezirke sowie der Obersten 
Staatsanwaltschaft am besten dadurch erfüllen, daß sie 
an der größtmöglichen Zahl von Versammlungen und 
Beratungen teilnehmen, die im Zusammenhang mit der 
Rechenschaftslegung und der Vorstellung der Kandi­
daten stattfinden.

ln diesen Versammlungen wird besonders auch zu 
den von der Bevölkerung aufgeworfenen Problemen der 
Einhaltung der Gesetzlichkeit Stellung zu nehmen sein. 
Dabei kommt es nicht nur darauf an, alle auftretenden 
Fragen zu beantworten, sondern auch für die Beseiti­
gung gerügter, kritisierter und auf Ungesetzlichkeiten 
beruhender Mängel sofort zu sorgen. Gewiß können die 
wenigen Staatsanwälte, die es im Verhältnis zu der An­
zahl der Wahlveranstaltungen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik gibt, nicht an allen Versammlun­
gen, die während dieser Wochen und Monate durchge­
führt werden, persönlich teilnehmen. Sie haben daher 
die Aufgabe zu lösen, in engster Zusammenarbeit mit 
den Ausschüssen der Nationalen Front und den Räten der 
Kreise und Bezirke sich ständig über den Ablauf dieser 
Veranstaltungen auf dem laufenden zu halten und ent­
sprechend den Besonderheiten des jeweiligen Arbeits­
gebiets an denjenigen Berichtsversammlungen teilzu­
nehmen, in denen aller Wahrscheinlichkeit nach Fragen 
behandelt werden, die die Arbeit der Staatsanwaltschaft 
berühren. So wird sich z. B. der Staatsanwalt eines 
Kreises, in dem Fragen des Aufbaus besonders im Vor­
dergrund stehen, bei der Rechenschaftslegung der für 
den Aufbau verantwortlichen Funktionäre (stellver­
tretender Ratsvorsitzender, Abteilungsleiter, Vorsitzen­
der der Ständigen Kommission) aktiv einschalten. Auch 
bei der Rechenschaftslegung der Bürgermeister werden 
die Staatsanwälte gute Voraussetzungen für eine Mit­
wirkung antreffen. Dabei ist insbesondere an solche Ge­
meinden gedacht, in denen der Staatsanwalt in der 
Vergangenheit die Beschlüsse des Rates der Stadt 
regelmäßig beobachtete und von sich aus oder im Zu­
sammenwirken mit anderen staatlichen Organen zu 
einer strikten Einhaltung der Gesetzlichkeit beigetragen 
hat. Diese Orientierung auf Schwerpunkte wird den 
Staatsanwälten erst voll gestatten, der allgemeinen 
Verpflichtung der Staatsfunktionäre, an der Rechen­
schaftslegung und Vorstellung der Abgeordneten teil­
zunehmen, der Bevölkerung Rede und Antwort zu 
stehen und aus der Kritik der Massen zu lernen, Rech­
nung zu tragen. Die Staatsanwälte werden dadurch am 
ehesten in die Lage versetzt, ihrer spezifischen Aufgabe 
der Wahrung der Gesetzlichkeit auf allen Gebieten

unseres Lebens gerecht zu werden. Ein solches Tätig­
werden aller Organe der Staatsanwaltschaft während 
der Vorbereitung der Wahl liegt auch ganz besonders 
im Sinne des Gesetzes über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht vom 18. Januar 1957. Es ist geeignet, dazu 
beizutragen, eine immer bewußtere und aktivere Teil­
nahme der werktätigen Massen an der Lösung der poli­
tischen, wirtschaftlichen und kulturellen Aufgaben zu 
erreichen. Eine entscheidende Voraussetzung hierfür, 
darüber sind sich alle Staatsanwälte klar, ist das Ver­
trauen der Werktätigen zur Staatsmacht der Deutschen 
Demokratischen Republik. Die Wahlbewegung bis zum
23. Juni 1957 bietet die günstige Möglichkeit, dieses 
enge und feste Vertrauensverhältnis auszubauen und 
weiter zu entwickeln.

Die Staatsanwälte aller Ebenen bringen für ein solches 
Eingreifen in die Wahlbewegung sehr wesentliche Vor­
aussetzungen mit. Seit Jahren nehmen sie an den Rats­
sitzungen teil und kennen in ihrem Aufgabengebiet die 
Beschlüsse der Räte der Kreise genau. Sie überprüfen 
ferner seit Jahren die Beschlüsse der Räte zahlreicher 
Gemeinden daraufhin, ob sie auf der Grundlage und 
in Durchführung gesetzlicher Bestimmungen gefaßt 
wurden. Die Staatsanwälte wissen auch aus ihrer brei­
ten Sprechstundentätigkeit und aus der Bearbeitung 
von Beschwerden der Bevölkerung, welche Mängel in 
der Einhaltung der Gesetze es im einzelnen gegeben 
hat und mit welchen Mitteln sie es erreicht haben, daß 
die berechtigten Ansprüche jedes Bürgers befriedigt 
und die Gesetzlichkeit in vollem Umfang wiederher­
gestellt wurde. Alle diese Kenntnisse sollten sie wäh­
rend der kommenden Wochen ohne weitere Schwierig­
keiten in die Lage versetzen, nicht nur die großen 
allgemeinen Prinzipien der Gesetzlichkeit und der 
Politik der ersten Arbeiter-und-Bauern-Regierung 
Deutschlands den werktätigen Massen zu erläutern, 
sondern auch die von Hermann Matern auf dem 31. Ple­
num des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands aufgestellte Forderung zu erfüllen: 

„Die Wahl zu den örtlichen Organen stellt an uns 
hohe Anforderungen, weil es hier um die konkre­
ten Belange der Bevölkerung geht und ihre un­
mittelbaren Interessen berührt werden. Wir müssen 
das alles, was in der Rechenschaftslegung und. in 
der Kandidatenvorstellung an unsere Abgeordneten 
herangetragen wird, sorgfältig beachten.“

Es gilt den engen Zusammenhang zwischen den von 
uns zu lösenden großen allgemeinen politischen Auf­
gaben mit der Tätigkeit der örtlichen Volksvertretungen 
herauszuarbeiten. Dabei ist in den Wochen der Wahl­
vorbereitung in den Mittelpunkt der Diskussion zu 
stellen, wie in den Kreisen, Städten und Gemeinden 
der sozialistische Aufbau, die Verbesserung des Lebens 
und die Sicherung der Errungenschaften gewährleistet 
werden.

•
Zu diesem bedeutsamen großen Aufgabenkreis der 

Staatsanwälte tritt ihre Rolle als Organ der Strafver­
folgung hinzu. Die gesamte Wahlbewegung muß auch 
von der Staatsanwaltschaft — neben den großen Auf­
gaben, die hier von der Deutschen Volkspolizei und dem 
Ministerium für Staatssicherheit zu lösen sein werden — 
geschützt und gesichert werden. Jeder Störungsversuch 
muß unter Aufbietung aller Mittel, die das Straf- und 
Strafprozeßrecht bieten, unterdrückt werden. Denn 
wenn der Staatsanwalt ständig und überall Verstöße
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